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81. Sitzung des Finanzausschusses am 27. November 2014  
TOP 3: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kommunal-
prüfungsgesetzes  

 
Sehr geehrter Herr Rother, 
sehr geehrte Mitglieder des Finanzausschusses, 
 
auf der Tagesordnung der 81. Sitzung des Finanzausschusses am 27. November  
2014 steht unter dem Punkt 3 der „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Kommunalprüfungsgesetzes“. Zum Gesetzentwurf der Fraktion der FDP hat Herr 
Prof. Mathias Nebendahl von der Kanzlei Brock Müller Ziegenbein eine rechtliche 
Stellungnahme am 25.02.2014 verfasst. Diese liegt dem Finanzausschuss vor. 
Daraus geht hervor, dass der Gesetzentwurf formell und materiell verfassungswid-
rig ist.  
 

 Die formelle Verfassungswidrigkeit leitet sich aus der fehlenden Gesetzge-
bungskompetenz des Landes Schleswig-Holstein ab, da der Bund im Rahmen 
der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz im Bereich der öffentlichen 
Fürsorge bereits umfassende und abschließende Regelungen hinsichtlich des 
Prüfungsrechts in der Eingliederungshilfe getroffen hat. 
 

 Darüber hinaus erweist sich das Gesetz auch im Lichte der wertsetzenden 
Bedeutung der betroffenen Grundrechte als nicht verhältnismäßig und damit 
als materiell verfassungswidrig, da nach dem KPG dem Landesrechnungshof 
bereits die durch die öffentlichen Träger der Sozialhilfe gem. § 9 LRV-SH er-
stellten Prüfungsberichte zur Einsicht zur Verfügung stehen. 

 
Damit kommt Herr Prof. Nebendahl wie u. a. auch der Schleswig-Holsteinische 
Landkreistag zu dem Ergebnis, dass der Landesrechnungshof nur als „Beauftrag-
ter Dritter“ wie ein kommerzielles Prüfungsunternehmen quasi als Dienstleister 
beteiligt werden könnte. Damit wäre der Landesrechnungshof kein eigenständiger 
Beteiligter des Prüfverfahrens und nicht im eigenen Namen kraft seines verfas-
sungsgemäßen Auftrages zur Überwachung der Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung der Kommunen tätig. Diese Form der Aufgabenwahrnehmung tangiert den 
Landesrechnungshof jedoch in seiner verfassungsrechtlichen Position und wird 
auch durch den  Landesrechnungshof selbst abgelehnt (siehe Stellungnahme des 
Landesrechnungshofes).  
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Mit Datum vom 30.10.2014 liegt nun eine neue Stellungnahme des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages vor. Diese setzt sich mit dem Gutachten von Herrn Prof. Mathias 
Nebendahl auseinander. In der Anlage übersenden wir Ihnen die Stellungnahme von Herrn Prof. Mathias 
Nebendahl zu den Ausführungen des Wissenschaftlichen Dienstes des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges. Im Ergebnis bleibt es dabei, dass dem Land keine Gesetzgebungskompetenz für ein derartiges Ge-
setz zusteht und der Entwurf daher formell verfassungswidrig ist. Zudem stellt die durch das Gesetz be-
wirkte Ermöglichung von Prüfungen von und bei Trägern der Eingliederungshilfe durch den Landesrech-
nungshof einen nicht erforderlichen und damit nicht gerechtfertigten Eingriff in die Grundrechte der sozial-
hilferechtlichen Leistungserbringer aus Artikel 12 Abs. 1, Artikel 2 Abs. 1 GG, Artikel 140 GG i. V. m. Artikel 
137 BRV dar. In der Substanz ist der Entwurf damit materiell verfassungswidrig.  
 
Zum Prüfungsrecht in der Eingliederungshilfe möchten wir im Hinblick auf die gegenwärtige Situation in 
Schleswig Holstein abschließend feststellen: 

 

 dass die Leistungserbringer zu keiner Zeit Prüfungen abgelehnt haben,  

 dass Schleswig-Holstein ein bundesweit einmaliges nicht anlassbezogenes Prüfungsrecht im Landes-
rahmenvertrag vereinbart hat, 

 dass weitere regelmäßige Prüfungen durch Finanzamt, Heimaufsicht, Bundesagentur u.a. insbesonde-
re hinsichtlich Gemeinnützigkeit, beschäftigtem Personal und Belegung erfolgen,  

 dass eine umfassende Transparenz in Vergütungsverhandlungen durch umfangreiche Kalkulationsun-
terlagen und Vorlage von Personallisten, Einzelverträgen, Kontoauszügen u. ä. vorhanden ist.  

 
Wir hoffen, dass wir Ihnen mit diesen Informationen noch einmal unsere klare Position deutlich machen 
konnten und verbleiben 
 
 
mit freundlichen Grüßen 
 

 
Kay-Gunnar Rohwer 
























